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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

 
1. CPC-Verordnung: Prüfung ausländischen Rechts im Rechtsbeschwerdever-

fahren 
Beschluss vom 20.02.2025, Az: I ZB 26/24  

2. UrhG: Darlegung der künstlerischen Gestaltung bei Gebrauchsgegenständen 
Urteil vom 20.02.2025, Az: I ZR 16/24  

3. BGB: Verjährung der Rückzahlungsansprüche bei unwirksamen Prämiener-
höhungen 
Urteil vom 29.01.2025, Az: IV ZR 221/23  

4. BGB, GG: Mittelbarer Störer bei freier redaktioneller Gestaltung 
Urteil vom 17.12.2024, Az: VI ZR 311/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
1. CPC-Verordnung: Prüfung ausländischen Rechts im Rechtsbeschwerdeverfah-

ren 
Beschluss vom 20.02.2025, Az: I ZB 26/24 
a) Die Rechtmäßigkeit einer von der zuständigen deutschen Behörde (hier: dem Um-
weltbundesamt) auf Ersuchen einer für die Verfolgung irreführender Angaben gegen-
über Verbrauchern zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
(hier: der belgischen Generaldirektion Wirtschaftsinspektion, ADEI) auf der Grund-
lage der Verordnung (EU) Nr. 2017/2394 über die Zusammenarbeit zwischen den für 
die Durchsetzung der Verbraucherschutzgesetze zuständigen nationalen Behörden 
(ABl. EU 2017 L 345 S. 1, Consumer Protection Cooperation - CPC-Verordnung) ge-
gen ein in Deutschland ansässiges Unternehmen erlassenen Untersagungsanordnung 
setzt nicht voraus, dass eine den innerstaatlichen Anforderungen des belgischen Rechts 
genügende "Grundverfügung" der ADEI als ersuchende Behörde vorliegt. Die Befug-
nisse der ersuchenden Behörde ergeben sich vielmehr ebenso wie diejenigen der er-
suchten Behörde unmittelbar aus den Bestimmungen der CPC-Verordnung. 
 
b) Die gegen die im Rahmen eines Verfahrens gemäß der CPC-Verordnung ergangene 
Beschwerdeentscheidung erhobene Rechtsbeschwerde kann nicht auf eine Verletzung 
von ausländischem Recht gestützt werden. An die Feststellungen des Beschwerdege-
richts, die das Bestehen und den Inhalt des materiellen ausländischen Rechts betreffen, 
ist das Rechtsbeschwerdegericht vielmehr gebunden. Auch die Anwendung ausländi-
schen Rechts durch das Tatgericht kann durch das Rechtsbeschwerdegericht grund-
sätzlich nicht nachgeprüft werden. 
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c) Allerdings kann mit der Verfahrensrüge geltend gemacht werden, das ausländische 
Recht sei unter Verletzung der Maßstäbe des § 293 ZPO unzureichend oder fehlerhaft 
ermittelt worden. Diese Rügemöglichkeit ist indessen beschränkt. Sie besteht nicht, 
wenn mit ihr in Wirklichkeit die Nachprüfung irrevisiblen ausländischen Rechts be-
zweckt wird. Außerdem überprüft das Rechtsbeschwerdegericht lediglich, ob das Tat-
gericht das ihm eingeräumte pflichtgemäße Ermessen fehlerfrei ausgeübt, insbeson-
dere die sich anbietenden Erkenntnisquellen ausgeschöpft hat. Dabei werden die Gren-
zen der Ermessensausübung des Tatgerichts durch die jeweiligen Umstände des Ein-
zelfalls gezogen. 
 
d) An die Ermittlungspflicht des deutschen Tatgerichts sind umso höhere Anforderun-
gen zu stellen, je komplexer oder fremder im Vergleich zum eigenen das anzuwen-
dende ausländische Recht ist, während es im umgekehrten Fall, in dem eine Norm des 
ausländischen Rechts - etwa aufgrund einer unionsrechtlichen Harmonisierung - mit 
einer Vorschrift des inländischen Rechts übereinstimmt, nicht selten naheliegt, dem 
ausländischen Rechtssatz dieselbe Bedeutung wie der entsprechenden inländischen 
Vorschrift beizumessen. 
 
e) Bei der für die Irreführungsverbote gemäß Art. 6 und 7 der Richtlinie 2005/29/EG 
maßgeblichen Frage, wie der angesprochene Durchschnittsverbraucher die angegriffe-
nen Angaben versteht, geht es nicht um eine reine Tatsachenfeststellung im eigentli-
chen Sinne, sondern um eine Rechtsfrage, die dem Anwendungsbereich von § 293 
ZPO unterfällt. Da die nationalen Gerichte wegen des harmonisierten Begriffs des 
Durchschnittsverbrauchers in der Regel in gleicher Weise beurteilen dürfen, ob eine 
Werbeaussage irreführend ist (vgl. EuGH, Urteil vom 16. Juli 1998 - C-210/96 , WRP 
1998, 848 [juris Rn. 32] - Gut Springenheide und Tusky), genügt es grundsätzlich den 
Anforderungen des § 293 ZPO , wenn das Tatgericht zum einen die Anschauung des 
deutschen Durchschnittsverbrauchers feststellt und zum anderen die Feststellung trifft, 
dass sich die Anschauungen des Durchschnittsverbrauchers in einem anderen Mit-
gliedstaat davon nicht entscheidungserheblich unterscheiden. 
 

  

2. UrhG: Darlegung der künstlerischen Gestaltung bei Gebrauchsgegenständen 
Urteil vom 20.02.2025, Az: I ZR 16/24 
a) Eine persönliche geistige Schöpfung im Sinne von § 2 Abs. 2 UrhG ist eine Schöp-
fung individueller Prägung, deren ästhetischer Gehalt einen solchen Grad erreicht hat, 
dass nach Auffassung der für Kunst empfänglichen und mit Kunstanschauungen eini-
germaßen vertrauten Kreise von einer künstlerischen Leistung gesprochen werden 
kann. Die ästhetische Wirkung der Gestaltung kann einen Urheberrechtsschutz nur be-
gründen, soweit sie auf einer künstlerischen Leistung beruht und diese zum Ausdruck 
bringt. Für die Gewährung urheberrechtlichen Schutzes muss eine gestalterische Frei-
heit bestehen, die in künstlerischer Weise ausgenutzt wird. Eine persönliche geistige 
Schöpfung ist ausgeschlossen, wo für eine künstlerische Gestaltung kein Raum be-
steht, weil die Gestaltung durch technische Erfordernisse vorgegeben ist. Mit einer 
künstlerischen Leistung ist nicht mehr und nicht weniger als eine schöpferische, krea-
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tive, originelle, die individuelle Persönlichkeit ihres Urhebers widerspiegelnde Leis-
tung auf dem Gebiet der Kunst gemeint. 
 
b) Für den urheberrechtlichen Schutz eines Werks der angewandten Kunst im Sinne 
von § 2 Abs. 1 Nr. 4 UrhG ist - wie für alle anderen Werkarten auch - eine nicht zu ge-
ringe Gestaltungshöhe zu fordern. Das rein handwerkliche Schaffen unter Verwen-
dung formaler Gestaltungselemente ist dem Urheberrechtsschutz nicht zugänglich. Für 
den Urheberrechtsschutz muss vielmehr ein Grad an Gestaltungshöhe erreicht werden, 
der Individualität überhaupt erkennen lässt. 
 
c) Die Klägerseite trägt im urheberrechtlichen Verletzungsprozess die Darlegungslast 
für das Vorliegen einer persönlichen geistigen Schöpfung. Sie hat daher nicht nur das 
betreffende Werk vorzulegen, sondern grundsätzlich auch die konkreten Gestaltungs-
elemente darzulegen, aus denen sich der urheberrechtliche Schutz ergeben soll. Bei 
Gebrauchsgegenständen muss genau und deutlich dargelegt werden, inwieweit sie 
über ihre von der Funktion vorgegebene Form hinaus künstlerisch gestaltet sind. 
 

  

3. BGB: Verjährung der Rückzahlungsansprüche bei unwirksamen Prämienerhö-
hungen 
Urteil vom 29.01.2025, Az: IV ZR 221/23 
Zur Verjährung von Rückzahlungsansprüchen des Versicherungsnehmers einer priva-
ten Krankenversicherung gegen den Versicherer aus ungerechtfertigter Bereicherung ( 
§ 812 Abs. 1 Satz 1 Alt. 1 BGB ) und aus Schadensersatz wegen schuldhafter Pflicht-
verletzung ( § 280 Abs. 1 BGB ) infolge behaupteter Unwirksamkeit von Prämiener-
höhungen aus formellen und/oder materiellen Gründen. 
 

  

4. BGB, GG: Mittelbarer Störer bei freier redaktioneller Gestaltung 
Urteil vom 17.12.2024, Az: VI ZR 311/23 
a) Die Haftung als mittelbarer Störer darf nicht über Gebühr auf Dritte erstreckt wer-
den, welche die rechtswidrige Beeinträchtigung nicht selbst vorgenommen haben. Der 
Mitverursachungsbeitrag allein reicht zur Begründung der Verantwortlichkeit nicht 
aus; vielmehr bedarf die Zurechnung der fremden Rechtsverletzung einer zusätzlichen 
Rechtfertigung. Diese besteht in der Regel in der Verletzung zumutbarer Verhaltens-
pflichten, insbesondere von Prüfpflichten. 
 
b) Die Verantwortung für die redaktionelle Gestaltung ihrer Veröffentlichungen ob-
liegt grundsätzlich allein der Presse. Die Presse hat bei einer Veröffentlichung die 
Rechte der davon Betroffenen zu wahren, über die hierzu nötige Fachkunde zu verfü-
gen und die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Selbst wenn eine Person (zutref-
fende) Informationen an die Presse gegeben hat, ist sie deshalb grundsätzlich nicht für 
die Gestaltung redaktioneller Beiträge verantwortlich, die auf dieser Grundlage erstellt 
werden (Weiterführung des Senatsurteils vom 7. Dezember 2010 - VI ZR 30/09, 
BGHZ 187, 354). 
  

 

 


